
Gemeinde Opfikon

Abstimmungsvorlage

Gestützt auf $ 116 des Gemeindegesetzes werden lhnen die
nachstehenden Vorlagen zur Abstimmung durch die Urne vor-
gelegt.

Der Gemeinderat lädt Sie ein, die Vorlagen zu prüfen und am
Abstimmungstag, 24. September 1972, lhre Stimme über An-
nahme oder Verwerfung auf dem Stimmzettel mit Ja oder Nein
abzugeben.

Opfikon, 11. Juli 1972 lm Namen des Gemeinderates

Der Präsident
E. Kessler
Der Schreiber
W. Sommerhalder



Gemeindeabstlmmung vom 24. September l9Z2

1. Schaffung elner neuen Gemelndeordnung fllr dLe Elnführung
der Ausserordentlichen Gemelndeorganisatlon mit Grossen
GemeLnderat.

2. Initlatlve WlIl1 Langhart zur Ergänzung der Gemelnde-
ordnung der Po}ltlschen Gemeinde (Verschlebung der Kompe-

tenz zum Beitritt zu OrganlsatLonen, die den Schutz des
Menschen und seiner Umvrelt zum Zl,ele haben, vom Ge¡nelnde-
rat auf die Ge¡nelndeversammlung) .
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Vorbemerkung:

In den nachstehenden Ausfährungen isÈ nur von I'Stimmbtirgern"

usw. dle Rede. Damlt sind jedoch die "Stirnmbürgerinnen und

Stlmmbürgern gemeint. Die abgekflrzte Schreibwelse dient der
Einfachhelt und Klarheit.

t
Antrag

Der Ge¡neLnderat wfrd , den StLnmberechtLgten elne
Gemeindeordnunq für dle Eínführung der AusserordentlLchen
Gemeindeorganlsatlon mit crossem Gemeinderat auf Beginn der
Anltsdauer I978/82 zu unterbreiten.

weLsung

1 Was bls jetzt geschah

Die fnltiatlve Eugen Moor

Herr Eugen lloor hat dem GemeLnderat am 7. August 1969 d1e

nachstehende Motion eingereicht:

"Betrffft: Motion Àusserordentliche GemeLndeorganlsation

Sehr geehrter Präsident,
Sehr geehrte Herren,

Vom MotÍonsrecht gem¿iss 5 50 des Gesetzes über das Ge¡neinde-
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lresen des Kantons Ztirlch Gebrauch machend, gestatte ich
rnir, folgende Motlon zu Handen einer der nächsten Gemeinde-

versammlungen eLnzureÍchen.

Motlon:

Der Gemeinderat von Opfikon !"lrd eingeladen, dle Einfilhrung
des Grossen Gemelnderates und der danit verbundenen Ausser-
ordentllchen Gemefndeorganisation auf dle Gemeindewahlen

1974 in dle Wege zu leiten und der Gemeindeversammlung darilber
Bericht und Àntrag zu unterbrelten.

Die detalllierte Begrllndung der i{otlon erfolgt anlässlich
der Gemeindeversammlung, an der dLe Motion behandeLt wlrd.
Das schrelben vom 14. Aprtl 1969 tn Sachen Gemeindeorganisa-
tlon ziehe ich zurtlck und kann als gegenstandslos betrachtet
werden.

Mit vorzilgllcher Hochachtung

Eugen Mooril

Der Gcqcnantraq des Gernelnderatcs vom 12. Àugust 1969

Der Gemeinderat hat zur Motion wle folgt Stellung genommen:

"I. Es ist unbestrLtten, dass bei der slch stark ändernden

Struktur der Gemelnde Opfikon und der sich abzelchnenden
Entwlcklung 1m Htnbllck auf das Frauenstlmmrecht in Ge-

melndeangelegenheiten clie politlsche Organlsatlon - qrLe

librfgens auch ln allen anderen Gemeinden in ähnltcher
Grössenordnung (Bälach, Dübendorf etc.) - ttberprüft werden

muss. Der Gemeinderat lst mlt dem lilotionär der Mefnung,

dass dies l-m Verlaufe der nächsten Amtsdauer (L970/74)

geschehen sollte.
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2. Was Vorgehen und Zeitpunkt fitr die Elnführung der Ausser-
ordentllchen Gemeíndeorganfsatlon anbetrifft, stellt der
Gemelnderat der Motlon eLnen anderen Vorschlag gegenilber.

Dfe Behörde erachtet es nlcht als slnnvoll, im gegenhtärtigen

zeltpunkt - bevor Erfahrung dartiber besteht, wie sich das

kommunale Frauenstimmrecht aussrLrkt und wLe sich clle polÍ-
tischen Verhältnlsse weÍter gestalten - vtie es das Begehren

des Motlonärs erfordert, eine neue Gemelndeordnung zu schaf-
.fen und diese dann in zweÍ bls dlref Jahren den Stl¡nmberech-
tigten zum Entscheid vorzuLegen. Er erachtet es als sl"nnvoll,
wenn im Verlaufe der bestehenden Àmtsdauer 1970/74 eine
Studlenkomrnission die Frage der Einfllhrung der Ausserordent-
llchen Gemeindeorganisation grilndllch prlift, thren Berlcht
erstellt und den Stlm¡rberechtigten dle entscheidende Frage,
ob bis zum Jahre L974 ein Gemeindeparlament bestellt wer-
den soll, lrn gegebenen Zeltpunkt unterbreltet. Je nach dem

Ausgang des Entscheides kann dann rechtzeltig die weitere
Arbeit an die Hand genommen werden. Der Gemeinderat stellt
ln dlesem Sinne Antrag, $tas zu seiner Enpfehlung filhrt,.
dle Motlon lrn gegenwårtigen Zeltpunkt nlcht erhebllch zu

erklä¡en. t'

Der Entscheld der Gemeindevers ammluncr vom 29- Setrtember 1969

Dle Gemeindeversammlung hat beschLossen:

"1. DÍe Motion von Eugen Moor betreffenct Etnflihrung der
Ausserordentllchen Gemelndeorganisation mit Grossem Ge-

melnderat auf die Amtsdauer L974/78 wlrd abgewiesen.

Es r¡lrd davon Kenntnls genommen, dass der Ge¡neinderat nach

Beglnn der Amtsdauer 1970 elne Studfenko¡nmlssion efnsetzt,
dle slch mlt der Prtlfung der Frage tiber dle Einführung der
Ausserordentlichen Gemeindeorganisatlon auf L97 4 /78 zu befassen

2
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hat und de¡r Gemeinderat und allenfalls zuhanden der
Stlmmberechtlgten zur gegebenen Zelt ihre Anträge unter-
breitet. "

Dfe Studienkommlssion

Àufgrund weiÈerer Abklärungen und Vorbereitungen beschloss
der Gemelnderat am 30. iluni 1970, elne StudÍenkonmission zu
bllden, dfe slch wle folgt zusammensetzt:
2 Mltglieder der Schulpflege;
1 !{it911ed der Rechnungsprilfungskommisslon;

Je 1 Mttglied der polltlschen Partelen;.
I Mitglied des GemeLndevereins;

3 nlcht partelgebundene Stlmmberechtigte;
2 Vertreter des cemeinderates und der GemeLnderatsschreLber.

Àufgrund der elngegangenen Nomlnatlonen wurde dle Kommisslon
durch Ge¡nelnderatsbeschluss vom 1. Dezember 1970 definitlv
gebilclet. Sle hat dem Gemelnderat am 19. Januar 1972 den

nachstehenden Bericht unterbrettet:
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A Auftrag, Arbeitsweise der Konmission' Empfeh-
lung an den Geneindera!

Die cemeindeversammlung vom 29. September 1969

hat folgenden Beschluss des Gemeinderates zur

Kenntnis genommen:

"Der Gemeinderat setzt nach Beginn der Amts-

dauer 19?O/74 eine Studienkornmlssion ein, dle
sich mit der Prüfung der Frage über die Ein-
führung der Àusserordentlichen GemeÍndeorgani-

satlon auf 1974 zu befassen hat und dem Ge-

melnderat und allenfalls zuhanden der Stimmbe-

rechtigten zur gegebenen Zeit ihre Antr¿ige un*

terbreitet. "

Entsprechend diesem Beschluss setzte der Gemein-

derat Ende 1970 unsere aus 16 Mitglledern beste-
hende Studlenkommission ein und erteilte ihr nach-

stehenden Auftrag:

"Die Komnission hat dern Gemeinderat einen schrlft-
lichen Bericht elnzurelchen und thre Etnpfehlung

zur Frage abzugeben, ob die Ausserordentliche
cemefndeorganlsatlon 1n Ôpfikon eingeftihrt wer-

den soll oder ob andere strukturveränderungen
der organlsation vorzusehen wären. "

ÐÍe Komrnission teilte sich nach zwei gemeinsarnen

Sitzungen in zwei Arbeitsgruppen, welche ihrer-
seits beauftragt wurden, folgende Problemkreise

zu bearbeiten:
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Arbeitsqruppe A:

Ordentliche Gemeindeorganisatlon und cemein-
deorganlsation mit Urnenabstiûmung

Arbeitsqrupr;e B:

Ausserordentllche Gemeindeorganisation mit
Parla¡nent.

Die beiden Arbeitsgruppen fassten ihre in ver-
schj.edenen Sitzungen erarbeiteten Studiener-
gebnisse in Berichten zusaÍrmen, welche wieder-
um der Gesarntkommission vorgelegt wurden.
Letztere beschloss darauf, mft nachstehender
E¡npfehlung an den Gemeinderat zu gelangen:

Díe Einführung der Ausserordentlíchen Gemein-

deorganisation mit Grossem Gemeinderat wird
grundsätzlich empfohlen und zwar

- von acht Mitgliedern auf Beginn der Amts-
periode I974/78

- von sechs Mltgliedern auf Beginn der Amts-
periode I97B/82.

Dabei ist zu beachten, dass die beiden Mitglie*
der des Gemeinàerates an den letzten Sltzungen
der Kommission nlcht mehr teilnahmen, damit sie
in der Behörde vö11i9 unbefangen zur Empfehlung

der Kommisslon Stellung nehmen können.
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B

Der vorgenannte Beschluss wurde somlt ohne

ihre Mitwirkung gefasst.

Die gesetzlichen Formen der Gemeindeorganlsa-
tion im Kanton zürich

Das zürcherische Gesetz über das Gemeindewe-

sen (Gemeindegesetz) vom 6. Juni 1926 um-

schreÍbt folgende drei möglichen Formen dêr Ge-

meindeorganisation:

Die Ordentliche Gemeindeorganisation mit
Gemeindeversarnmlung als oberstem Organ der

Gemeinde (S 40 - 87).

2. Die Ausserordentliche Gemeindeorganisation

mit Grossem Gemeinderat (Gemeindeparlament)

(s 88 - 11s) .

Die Ausserordentlj-che Gemeindeorganisation
mit Gemeindeversammlung und Urnenabstimmung

(s 116 - rr7).

Die genannten Organlsationsformen können syste-
matisch wie folgt dargesÈellt werden:

I

3

ordentliche
Gemeindeor-

/ganisation
Gemeindd

\ Ausserordent- zmÍt Parlament
\1i"r,. Gemein-1
deorganisatio\mit Gem.Vers. mit Vorberatung\a urnenab-l

stimmung \ohneVorberatung
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Nach dem Gemeindegesetz können Gemeinden, die
mehr als 2 OOO Einwohner zählen, die Ausser-
ordentliche Gemeindeorganisation mit Grossem

Gemei.nderat einführen.

Wird dieser Schritt vollzogen, so fällt einer-
seits die Gemeindeversammlung völ1ig weg (díe
Stfunmberechtigten können sich nur noch an Ur-
ncnwahlen und Urnenabstlnrmungel LeLeiligen)
und andererseits v¡ird zwischen die Stimmberech-
tlgten und dle Geneindevorsteherschaft (Gemeinde-
rat) der Grosse cemelnderat (Gemeindeparlament)
elngeschoben.

Anstelle der zwelstufige¡i tritt also eine drei-
stuf iqe Gemeindeorganisation.

Zweistufiq ¡

Legislative
Alle Stlm¡nberechtigten

I (Gemeindeversammlung und
evtl. Urnenabstimmung)

Exekutive 2 Ge¡ueinderat

Dreistufiq:

Leglslati
Alle St jmrnberechtigten

I (Urnenabstimmung)

2 Grosser Gemeinderat
(Parlarnent)

Exekutive 3 Klefner Gemeinderat
(StadtraÈ)
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Eine hreitere einschneidende Folge der Einfüh-
rung der Ausserordentlichen Gemeindeorganisation
mit Grossem Gemeinderat besteht darin, dass die
Schulgerneinde nÍcht mehr selbständig weiterexi-
stieren kann; síe muss von Gesetzes wegen mit
der politischen Gemeínde verschmolzen werden.

Die ursprtingliche Organ5-satlonsform der Zürche-
rischen Gemeinden ist freilich die Versammlungs-
demokratie; diese Form hel-sst deshalb heute noch

"Ordentliche Gemeindeorganisation,,. Sie beruht
auf der Grundidee, dass die Gesamtheít der
Stlmmbürger ihre politischen Rechte ausschliess-
lich in der Gemeindeversammlung ausübt. Dort
hat der Stimmberechtigte nlcht nur das Recht,
Anträge der Gerneindevorsteherschaft anzunehmen

oder zu verwerfen (wie bei der UrnenabsÈSmmung) r

sondern er ist zur Beratung berufen, kann zur
materiellen cestaltung und Bereinigung der Ge-

schäfte beitragen und ist befugt, Vorlagen an

die Gemeindevorsteherschaft zurückzuwelsen. In
der Gemeindeversammlung tritt daher dle demokra-
tj.sche Willensbildung durch die Stimmberechtig-
ten in Íhrer unmitteLbarsten r'orm zut.age.

Diese Idealform der Demokratie lässt sfch indes-
sen nur ín kleínen GemeÍnwesen befriediqend ver-
wÍrklichen, dort nämlich, wo noch relativ ein-
fache und für jeden Stfunmbürger überblickbare
VerhäItnisse herrschen. In grösseren Gemeinden,
wo die Probleme vielschichtiger und komplÍzier-
ter werden, muss der objektive Beobachter die
Feststellung machen, dass die Gemeindeversann-
lung oft fTjr die sachliche Beurteilung eines Ge-

schäftes überfordert ist.
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c Gegenwärtlge Gemeindeorganlsatlon, Bevölkerungs-
entwicklung und StimmbeteilÍgung

Um zuverlässig beurteflen zu könnenr welche Or-
ganisation für unsere Gemefnde in Zukunft dle
richtige sein wird, musste die Studlenkommis-

sion vorerst die Ausgangslage festhalten. Es

galt daher, eine UebersÍcht zu erhalten fiber

- dle geltende Gemèindeordnung

- die heutlge OrganÍsatÍon unserer Gemeindever-
waltung

- dle BevöIkerungsentwicklung in unserer Gemein-
de

- die Tei.lnahme des Btlrgers an den Gemelndever-
sammlungen sowLe an lfahlen und Abstirìrnungen.

Die qeltende Gemelndeordnunq

Unsere geltende Gemeindeordnung datiert vom

22. Feburar L954. In ihr isÈ dle ordentliche
Gemelndeorganisation verwlrktlcht. seit ihrem

Erlass 1st sie 1n zahlreichen Punkten abgetin-

dert worden. Die letzte Aenderung erfolgÈc vor
kurzer Zeit, nåimlich an 25. April l97l (An-

nahme der Inltiatlve Kobel).

Diese Teílrevlsion brachte uns für gewisse

Sachgeschäfte dle Urnenabstimmung; wlr sind da-

mit zur Ausserordentlfchen Gemeindeorganisation
mit Gemeindeversammlung und Urnenabstfunmung ilber-
gegangen.
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Nunmehr mtlssen wir über eirunalige Ausgaben von

mehr als einer Milllon Franken an der Urne ab-

stlnmen. In der cemelndeversammlung darf über

dlese Geschäfte nur noch eine vorberatung statt-
finden. Dass unsere Gemeindeversammlung durch
diese neue Regelung berelts an Bedeutung ver-
loren hat, steht ausser Zweifel.

Die heutige GemeÍndeverwaltung

Auf Beginn der Amtsperíode L97O/74 haben wir
unseren Gemeinderat von sieben auf neun Mit-
glieder erhöht. Die Organlsatlon unserer Ge-

meindeverwaltung Íst 1m übrigen am besten aus

dem nachstehenden Schema ersichtllch.

Gemeinderat

Gesundheits-
volstend

Fi¡ân¿-
vorstand

Liegensch..
vo6tând

Polizei-
vo6tând

Gemcinde-
prâsidént

B¿uvorstand
Hochbau

Bauvo¡st¡od
Ticfbâu

\lerk-

Gemeinderâtskanzlei

GutsrerualtungZivilstândsâmtElektrizitâtswetk

SteuetârntFü$o¡geamtVassen'etsorgung

B¡u-und GesundheitsâmtSt¡assenunterh¡lt

Polizei- und Wehrâmt
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Die Bevölkerungsentwlcklunq

Dle folgende craphik zeigt uns dle Zahl der
Einwohner unserer Gemeinde vom Jahr 19OO an

bis anfangs 1970 sowÍe die Schätzung der
welteren Zunahme unserer Bevölkerung bis zum

Jahre I980.
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Dle Teilnahme des Blirgers an den cemeindever-
sammlunqen sowle ?n wahlen und Àbstfunmungen

Der Besuch der Gemeindeversammlungen, tiber
r^relchen die erste der nachstehenden Statistíken
Auskunft glbt-, zeígt elnen sehr auffälligen
Rtickgang der Teilnehmer zwischen 195O und 1960

(Zeltraum, in welchem die Bevölkerung unserer
Gemêlndê am râschêsten zugenofû¡ïen hat). In dên

6Oer Jahren ist die Teilnahme lm Durchschnitt
nahezu unverålndert geblleben.

Dfe Statlstik tiber die Beteiligung an Wahlen

und Abstlmmungen zeigt ein ähnliches Bild.
Immerhin ist der Rilckgang der Beteillgung in
den SOer Jahren nlcht dermassen augenfällig wie
bei den Gemeindeversammlungen.
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STATISTIK UEBER DEN BESUCH DER GEMEINDEVERSAMMLUNG

B. 2.1960
20.6.1960
29.8.1960

26.10.1970
23.11.1970

13. 12.1965

27. 2.L967
26.6.1967
1r_.12.1967

15. 6.1970 s331

St.lmmbe-
rechÈigte

2045
2045

5 331
533 I

Anwesend in E Bemerkung

18.
24.
20.
L2"
25.
29.

802
809
809
828
847
887

IO7
109
102

97
82
82

55
55
55
55
55

1646
r704
1706
1700
1711

L52
I57

78
95

251

L992
19 89
r.99 5

146
109
203

713
5,4

ro, I

1.1950
2.1950
3.1950
7.1950

10. 19 50
12.1950

13,3
l3r4
L2,6
LL,7

916
912

9rO
9rO
4r5
5r5

L4 t6

5rl
4r6
6rg

15 ro

25. 2.I9
29. 6.19
4. 7.r9
7. 10. 19

19.12.19

24
5
I

31. 10
T9.L2

.1960

.1960
89

191
4r3
913

.5.1965

. 7.1965

.11. r965

2262
2279
2263
2270

116
to7
r58
341

2353
2396
2424

154
97

I67

6r5
4

6'B

Be soldungsverordnung

Moèion obli.gatorische
Krankenvers icherung

Alterssiedlung

l. Versammlung Frauen-
stlr¡mrecht
Schulhauskredit
Ergänzungskredit
Badanlage
Sportanlage AU

412 7'7

384
307

7
5

¿

7

4r6L4.r2.L970 5331 249

22.2.L97r
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STATISTIK UEBER DIE BETEILTGUNG AN ABST]MMUNGEN UND VIAHLEN

29.
26.
26.
26.
26.

1.1950
3.1950
3.1950
3. 19 50
3.1950

Volksabstimmung (eidg.,/kant. )
Volksabstfuìnung (kant. )
Gemeindewahlen (Gemeinderat)
Gemei.ndewahlen (RPK)
Gemel-ndewahlen (Primarschul-

pflege
Gemeindewahlen (Wahlbtiro)
Gemeindewahlen (Sekundarschul-

pflege)
cemeindewahlen (Kirchenpf lege)
VolksabstiÍnung (eidg.,/kant. )
Volksabstimmung (eidg.,/kant. )

Gemeindewahlen (Notar)
Volksabstjmmung (eidg./kant. )

volksabstinmung (etdg.,/kant. )

VolksabstlÍmung (eidg.,/kant. )
Wahlen Regíerungsrat
Wahlen Kantonsrat
Wahlen Kirchensynode
wahlen Bezlrkskirchenpf lege
Ílahlen Schulpflege
wahlen Friedensrichter
Volksabstimmung (kant. )
wahlen (2 Ständeräte)
Nationalrat
Volksabstimmung (kant. )

VolksabstÍm¡nung (kant. )
Vùahlen Notar
Volksabstimmung (kant.)
Wahlen Lehrer
Wahlen Bezirksgerichtspräs.
Wahlen (1 Ständerat)
Volksabsti¡nmung (eidg. )
Volksabstlmmung (kant. )
Volksabstimmung (kant. )
Volksabstimmung (kant. )
Volksabstimmung (eídg. )

VolksabstiÍunung (kant. )
Volksabstimmung (eiilg. )
Gemeindewahlen (Gemeínderat)
vlahlen (2 Reallehrer
Wahlen (2 Bezirksräte)
wahlen Bezlrksschulpf lege
Volksabstirnmung (kant. )

Volksabstim¡nung (eidg. )

Stimnbe-
rechtigte

802
809
809
809

809
809

Stimmen-
de

453
600
598
549

inE

56 ,4
74,L
73,9
67 ,8

563
548

69,5
67 ,726.3.1950

16.4.1950

16.4.1950
7
¿t

13
I
3

4.
4.
4.

.5.1950

.6.1950

.8.1950

.10.1950

.12.1950

799
643
811
828
825
847
887

500
404
502
478
242
357
536

62,5
62 t8
61, 8

57,7
29 ,3
42,L
60,4

13.3.1955
24. 4.L955
24. 4.L955
22. 5.1955
22. 5.L955
22. 5,L955
22.5.L955
3.7.1955

30.10.1955
30. Io . 19 55
4.L2.L955

1646
t6 45
16 45
12 51
L253
L67 4

L67 4
L704
1700
L72L
1711

794
901
936
425
427
686
689
5s6
967
97L
472

48,2
54 t7
56,8
33, 9
34,o
40,9
4L rL
32 ,6
56,9
56 ,4
27 ,5

L4. 2
L4. 2
3. 4

3. 4

3. 4

3. 4
24. 3
29. 5
4. 9
4.f2
4.L2

42,2
35, 5
53r1
46 ,7
49 ,2

.1960

.1960

.1960

.1960

.1960

.1960

. r960

.1960

.1960

.1960

.1960

L992
l-992
19 8r
19 81
19 81
19 81
2013
19 89
1995
2008
2045

52,
4T,
42,
2?,
38'
37,

2.L965
2.L965
2.L965
4.1965
4.L965
4. I965
5.1965
s.1965

2260
2283
2260
2257
2257
2257
2262
2279

1346
r372
L232

675
652
674
977
972

59
60
54
29
28

841
709

105 3

927
975

ro36
832
8s5
552
770
760

2
3
9
6

3
I

5
o
5
3
I
I
I
6

28.
28.
28.

16
29,
43,
42,16.
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Gemeindev¡ahlen (I Kj"rchen-
pfleger
Gemeindewahlen (1 Primar-
lehrerin)
Gemeindewahlen (1 Kirchen-
pfleger)
Volksabstimmung (kant. )
Wahlen ceschworene

Gemeindewahlen (Gemeinderat)
Gemeindewahlen (Steuer-
kornmissÍon)
lfahlen Friedensrichter
Wahlen Kantonsr:ite
Wahlen Regierungsråte
Volksabstinmung (kant. )
Wahlen Bezirksrichter
Wahlen Bezirksanwalt
Wahlen Bezirkskirchenpf Iege
Volksabsttuunung (eidg. )
Volksabst jmrnung (kant. )
Wahlen Landeskirchenpf lege
Wahlen Kirchensynode
Wahlen (2 Ståinderäte)
Wahlen Nationalräte
Gemeindewahlen (Pr imartehrer )
Volksabstinmung (kant. )

Volksabstim¡nung (kant. )
Volksabsti¡n¡nung (eidg. )
Ge¡neindewahlen (primarlehrer)
Gemefndewahlen (Gemeinderat)
Gemeindewahlen (Gesundhelts-
komrnisslon)
Gemeindewahlen (GemeÍndeammann
u. Betreibungsbearnter
Wahlen Bezirksschulpf lege
Wahlen Schulpflege
fÍah1en Steuerkommlss ion
l¡Iahlen ref . Kirchenpflege
Volksabstimmung (kant. )
Gemeindewahlen (RPK)
Gemeindewahlen (Wahlbüro)
Gemeindewahlen (Armenpflege)
Wahlen Bez irksschulpf leger
lfahlen Bezirksanwalt
Volksabstimmung (eidg. )
(Ueberfrendung)
Volksabstimmung (kant)
Volksabst,inmung (kant)

Stimmbe- StiÎmen-
rechtigte de

319 4 1181

2262 918

319 6 L0B6

int

16. 5.1965

16.5.1965

3.10.r965

3.10.1965
21.l_1. 1965

10.1967
29 .l-o.L967
29.Lo.L967
3.t2.L967

L.2.l.97rJ-

.L970

.1970

.1970

.1970

.1970

.1970

.1970

.L970

.1970

.1970

.r970

7. 6.L970
5.7.1970

2263
2270

2 353
2353

2 353
2353
2353
2373
2373
237 3

3356
2396
237]-
3356
3 351
2424
2424
2424
2073

5459

92L
476

t13s
108 4

l]11
L287
1205

74L
692
684

lo30
931
936

Lo72
Io2 6
12 60
r294.
LI79

635

2475

Lo92
1972
I 857
12 8r

698
1308
133 3

r3 17
62r
613

2013

L924
815

48 r2
46,o

47 ,2
54 ,6
5L r2
3L,2
29 ,I
28,g
30, 6

38, B
39 t4
3Ir9
30, 6
51r 9

53,3
48 ,6
30, 6

42 r7

36,9

4o, 5

33,9

36,
33,
36,
28
24
25

40
20

6

9

9

9
9
9

9

9
2B
28
28

a

2
2i
)

29

I.2
8. 3

B. 3

8. 3
26. 4

26. 4

26. 4

26. 4

26; 4

26. 4

7.6

4.1967
4.L967

5.L967
5.1967

7 .L967
7 .1967

4.L967
4.L967
4.L967
4.L967
s.L967

7 .l-967
7.L967
7 .L967

L. 2.]-970
I.2.L970
L. 2.L970
L. 2.L970
I. 2.L970

2552
257L
5459
5459
5459

12 91
1320
2529
259 4

2449

50,5
51r 3
46,3
47 ,5
44 ,8

45,3

2552
547 4

547 4

3528
2425
s331
53 31
s331
2425
2425
2s97

24
25
.E

77

o
9

3

7
5
o
7
6
2
5

2565
2572

19

75,o
31r 6



Stfunmbe-
rechtlgte

Sti¡ntnen-
de

int

'27 . 9.L970
27 . 9.L970

27. 9.L970
15. Ll.1970
15. 11.1970

Volksabstimmung (elclg. )
!ûahlen (L Bezlrksschul-
pfleger)
Volksabstim¡nung (kant.)
Volksabstl¡nmung (kant, )
Volksabstlmmung (eldg. )

267|o.
2656

56,8
45,8

2656
2656
2680

L577
1133
1097

59r3
42,6
40,9

1519
L2L8

22.2.L97L
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D Die Organisation ¡nlt Grossem Gemeinderat
(Parlament)

Die Stellung der Stirnnbürgerinnen und Stimm_
büroer

Die Ausserordentllche Gemelndeorganisatlon
mit Grossem Gemeinderat (repräsentative Re-
ferendumsdemokratie) unterscheidet sich von
der Ordentlfchen Geneindeorganlsatfon vor
allem dadurch, dass die Gesamtheit der Sttunm-
berechtigten ihre Rechte nur noch durch die
Urne austiben kann. Zwischen Gemeinde und Vor-
steherschaft trltt ein neues, die Bürger-
schaft reprålsentlerendes Organ, eben der
Grosse Gemeinderat, das Gemefndepartament.

Die Befugnisse, dJ"e in der unmittelbaren De-
mokratie der Gemeindeversammlung, also der
Gesarntheit der Stlmnberechtigten zustehen,
hrerden zum Teil dem parlament abgetreten. Es
sind dfes vor allem dÍe Festsetzung der Voran-
schlåige und des Steuerfusses, die Genehmigung
der Gutsrechnungen, die Aufsicht über die Ge-
meindeverwaltung sowie dÍe Wahlen, sofern sie
nlcht schon bisher durch die Urne erfolgen.

Dagegen blelben de¡n Entscheid der Gesamtheit
der Stimmbürger, also der Urnenabstimmung zwin-
gend vorbehalten (obligat,orisches Referendum)
die Gemeindeordnung sowfe Ausgaben von einer in
der Gemeindeordnung zu bestinnenden Höhe an.

1

Dle Bedeutung des oblioa toris chen Referendums
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bezs¡. Umfang und Gewícht der damÍt bezweck-

ten dírekten MitwÍrkung der Stirnnbürger hängt

natürlich entscheidend von der Höhe der Be-

fugnisgrenzen ab. zuden unterliegen der Urnen-

abstimmung noch die Initiative sowie weitere
Geschäfte, welche in der Gemeindeordnung be-

zeichnet werden können.

Ausser dem obligaLorÍschen besteht noch das

fakultative Refs¡eq9vm, d.h. dass Geschäfte,
die in die Kompetenz des Gemeindeparlamentes

fallen, unter gewissen Voraussetzungen trotz-
dem der Urnenabstimmung zu unterbreiten sÍnd.
Das fakultatlve Referendum kommt zustande auf
Begehren einer Ín der Gemeindeordnung bestinm-
tcn Mindestzahl von Stimmberechtigten oder auf
Begehren eines Drittels der Mitglieder des Pàr-

lamentes oder durch besonderen Beschluss des

Parlamentes. Das fakultative Referendum kann

allerdings wegen Dringlichkeit ausqeschlossen

vrerden, wenn das von vier Fünfteln der anwesen-

den Mitglleder des Parlamentes verlangt ìlnd vom

Gemeinderat ausdrücklich gutgeheissen wird.

Durch das obligatorische und das fakultative
Referendum, das trotz der Elnschränkung durch

d1e Dringlichkej.tsbeschlüsse eine grosse Be-

deutung hat, bleibt der Gesamtheit der Stimm-

berechtigten die direkte Entschej.dungsbefugnis
in wichtigen öffentlichen Fragen gewahrt, aller-
dings mit Ausnahme der Festsetzung des Budgets

und des Steuerfusses.
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Ein Unte¡schied zum System mit Gemeindeversamm-

lung besteht auch darin, dass ein Initiant,
der nicht Mítgliecl des Parlamentes ist, das

Recht auf nündllche Begründung der Initiative
vor dem Parlament nur dann erhält, wenn sich
ein Viertel der anwesenden Mitgli.eder damit
elnverstanden erklärt. Deshalb sind Initlatl-
vefr von Stinrnbürgern, die nicht dem Gemeinde-

parlament angehören, schriftlich zu begrtin-
den.

Dagegen fehlt Ím Gemeindegesetz die Regelung

des Anfragerechtes. Es íst dÍes den Geschäfts-
ordnungen der Parlamente überlassen. Das be-
deutet nichts anderes, als dass das Anfrage-
recht bloss den Parlamentsmitglledern und

nicht den übrigen Stimnberechtlgten zusteht.

AIle diese Möglíchkeiten, an der Gestaltung
der Gemeindeaufgaben mltzuwirken, stehen allen
Stfunmberechtigten zu, gleichgtiltig, ob sle
einer politischen Partei angehören oder nicht;
ebenso steht natürlich allen das Recht zu,
bei der Wahl der MitglÍeder des Gemeindeparla-

mentes mÍtzuwirken. Dagegen ist die Funktlon
der Stinmbürger als Kreationsorgan d.h. eben

die jeweilige wahl des Parlamentes praktfsch
nur mit Hilfe der politischen Parteien mögllch.
Für die Wahl des Parlamentes ist zwingend das

Proporzverfahren vorgeschrieben, also das

gleiche Verfahren wie für ille wahl des Kantons-
rates. Obwohl es grundsäUzllch auch Parteilo-
sen möqlich ist, eine Kandldatenliste aufzu-
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stellen, \"/ird es doch meistens den Parteien
überlassen blelben, dLe Kandidaten zu nomi-
nieren und sich um Parlamentssltze zu be-
mühen.

Da6 zwingt dÍe Parteien, sich in ihrer Tätig-
keit den neuen Anforderungen anzupassen, ins-
besondere thre Mitgliederbestände zu erweitern,
um für die Wahl des Gemej.ndeparlanentes ei¡re
brelte Basis zu schaffen. So würde im Parlament

dle Struktur der Interessengruppen möglichst real
widerspiegelt.

Das schafft freilich die Gefahr, dass Parlaments-
mitglieder nicht mehr primär ihre persönliche Auf-
fassung, sondern jene ihrer Partei, der Fraktion,
vertreten. Das vrürde zwangsläufig eÍner unerwünsch-
ten "Verpolitlsierung" der Sachgeschäfte Vorschub

leisten. Doch zelgt es sich gerade im l(antonsrat,
dass die meisten Fraktionen selten geschlossen stimnen,
sondern dass zahlreiche Parlam.ehtarier lhren eigenen

Entscheid treffen und zum Ausdruck bringen.

Nicht zu übersehen ist allerclings, dass dle Ein-
führung des Gemeindeparlamentes nicht nur die Be-

deutung der Parteien vergrössert, sondern auch deren
finanzielle BeÌastung. Nur schon die Neuwahl des

Grossen GemeinCerates alle vler Jahre wird einen
erheblichen Kostenauf\"rand für Propaganda erheischen.
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Zusam¡nenfassend kann gesagt werdent

- dass die Stim¡nbürger durch dle Einführung
des Gemeindeparlamentes zr^tar eine bedeu-

tende SchmäIerung threr de¡nokratlschen
Recht,e erfahren, weil sie nicht mehr an

Gemeindeversammlungen teilnehmen und dort
1n Gemeinde-Àngelegenheiten mitbestinmen
können;

- dass aber gerade diese Entlastung vom Be-

such der Gemeindeversammlungen dem Wunsch

eines offenslchtlich irnmer grösser werden-

den Kreises von stfunmbtirgern in unserer
Gemeinde entsprlcht.

In der Tat ist nicht zu übersehen, dass die
Gemeindeversammlunq aLs Institution für dle
- 1m Hinblick auf das WohI der Gemeinde -
rlchtige Willensblldung des Souveräns urnso

mehr ln Frage gestellt ist, Je grösser die
Zahl der Stlmmberechtigten wird. Sofern n¿im-

lich glelchzeitig die prozentuale Beteili-
gung an den Gemeindeversammlunqen zurilck-
geht (wie das in unserer Gemeinde der FalI
lst), können dle cemeindeversamrnlungen nlcht
mehr als repräsentativ bezeichnet werden;

wenn aber die prozentuale Beteiligung an den

Gemeindeversammlungen mit der Zunahme der
Sti¡nmbürger SchritÈ hält, so kommt es zu

Massenversammlungen, dfe als Gemeindeversanm-

lungen zu schv¿erfällig und untibersichtlich
slnd und für dle bald einma] ein Lokal in 9e-
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nügender Grösse feh1t.

Dexartige Massenversammlungen sind in un-
serer Gemeinde nach den bisherigen Erfah-
rungen kaum zu befürchten, obr,rohl die Mög-

Iichkelt, durchaus besteht, dass einmal
2OOO Stimmberechtlgte Einlass begehren
(bei einer Gesamtzahl von z.zt. über
6OOO) .

Dagegen ist bei uns schon wiederholt die
Auffassung vertreten worden, vregen der alI-
zu geringen BeteilÍgung sei unsere Gemein-
deversammlung nÍcht mehr repräsentatív. Da-

mit wird nLcht nur angedeutet, dass die
Zusa¡ilnensetzung der Gemeindeversammlung
mehr oder wenÍger zufåillig sei, was kaum

bestritten werden kann, sondern es Iiegt
darÍn auch der Vorv¡urf einer von Fall zu

FalL wechselnden Einseitlgkeít in der Zu-
sanmenset zung.

Demgegenüber bietet der Grosse Gemeinde-
rat doch die deutlichen Vorteile, reprä-
sentativ zu sein, weil seíne Mit,glleder
nach dem Proporz-Verfahren gewählt werden,
und eine konstante Zusammensetzung zu ha-
ben, weil seine Mitglieder jeweils für ef-
ne ÄmtsperÍodê von 4 ilahren gewählt sind.

Schliesslich darf erwähnt vrerden, dass die
Sitzungen des Grossen Gemeinderates öffent-
lich sind. Der am Gemeindegeschehen interes-
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sierte Bürger kann daher unmittelbar Ein-
blick nehnen in die Àrt und V'Ieise der par-
lament,arlschen Geschäftsbehandlung.

des Gemeinderates Exekuti

Die personelle Trennung von Gemeinderat und
Parlament bedingt, dass letzteres über eigene
Organe (Prålsident. Vizepräsident, Sekretåir,
Stimmenzähler) verfügt und somit in weit ge-
ringerem Mass als die Gemeindeversarnmlung
auf die formelle Mitwírkung der cemeindevor-
steherschaft angewiesen ist.

So stehÈ dem Gemeinderat das formelle Eln-
berufungsrecht fi.ir das Parlament nÍcht zu,
während er es ln bezug auf die Gemeindever-
sammlung besitzt. Im¡nerhin hat er das mäte-
rlelle Einberufungsrecht, d.h. er kann die
Einberufung einer Parlamentssitzung verlan-
gen, nicht aber den Zeitpunkt festsetzen.

Ferner steht dem Gemelnderat - wiederum im
Gegensatz zu seiner Kompetenz in der Gemein-
deversammlung - beim Gemeindeparlatnent \^re-

der die Verhandlungsleitung, noch díe Fest-
stellung der St,immberechtlgung, noch die Aus-
übung der Versammlungspolizei, noch die pro-
tokollgenehmlgunq zu.

Diese llen etenzeinbussen sind von
eher bescheidener Bedeutung. Die Organisation
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mit Parlament bringt aber eine gewichtige Aenderung

bezügJ.ich d"t @ des Gemeindera-

tes bei der Willensbildung so\"rohl der Stùùnbürger
als auch des Gemeindeparlamentes.

In der Gemeindeorganisatlon mit Gemeindeversammlung

besitzt der Gemeinderat eln umfassendes, selbständl-
ges Antragsrecht (Tnitiativrecht). Br kann seine
Vorschläge zu Gegenståndert der Reclttsetzu¡rg utrd Ver-
waltung den Sti¡nmÌ¡ürgern zur Abstimmung vorlegen;
zudem können nur solche Geschäfte behandelt werden,

die der Gemei.nderat vorberaten hat und die von thm

auf die Traktandenliste gesetzt worden sind.

In der Organisation mit Gemeindeparlament dagegen

hat der Gemeinderat nur noch ein selbständi-ges Initia-
tivrecht für Geschäfte im Kompetenzbereich des Parla-
mentes. Bei Geschäften, fi.ir welche die Stimmbürger

zuständig sind, geht jedoch das Initiativrecht auf
das Parlament über, während dem Gemeinderat grund-

sät.zlich nur noch ein Initiatlvbegehrensrecht ver-
bleibt. Die rechtliche Stellung des Gemeinderates

ist dabei gleich derjenigen eines Mitgliedes des Ge-

meindeparlamentes. Der gemeinderätliche Antrag hat
nur die rechtliche Natur eines Entwurfes.

Allerdings hat der Gemeinderat eine starke Stelfung
bei der Verfechtung seiner Anträge; einmal, weil er
seine Vorlage im Parlament vertreten kann, vor al1em

aber durch die Institution des 99¡>ÆL1nç!9æ.9.
Diese gibt ih¡n die Möglichkeit, qleichzeitig nit der
vom Parlament beschlossenen Vorlage,
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selne ej-gene, vom Parlâment abgelehnte Vor-
lage in der ursprünglichen Fassung zur Àb-
stlmmung vorzulegen. Wlrdl aber gegen einen dem

fakultativen Referendum unterliegenden Beschluss
des Parlamentes das Referendumsbegehren weder
von den Stimmbürgern, noch von der erforderlichen
Zahl der Parlamentsmitglieder gestellt, so kânn
der Gemeinderat die Volksabstimmung nicht durch
dleStellung des Doppelantrages herbeiführen.
Auch kann er mit dem Doppelantrag keine Abstlm-
mung erzwingen, \.renn sich das Parlament geweÍ-
gert hat, auf den gemeinderätlichen Antrag
überhaupt einzutreten. Das ¡nÍt dem Doppelan-
trag dem Gemeinderat zugebilligte fnitlativ-
recht ist also beschränkt.

Demgegenüber lst nicht zu übersehen, dass dem

Gemeinderat das umfassende Vorberatunqsrecht
für alle cesch¿ift.e des Gemeíndeparlamentes zu-
sÈeht. Såimtliche Anträge an das Parlament,
gleichgültig ob s1e von einem Mitglied oder
eÍner Kommlsslon oder von einer Spezialverwal-
tungsbehörde (Armen-, Schulpflege) ausgehen

oder ob es slch um die Initiative eínes Stimm-
bürgers handelt, unterliegen der gemeinderät-
lichen Vorberatung. Diese ist eine absolute
Voraussetzung für einen gültigen Beschluss
des Parlamentes oder der Stimmbilrger. Diese
Vorberatung schliesst zwangsläuflq die Ausar-
beitung von Entwtirfen in sich, sofern es sich
um Initiativen oder Initiativbegehren allgemein
anregender Natur handelt. Insofern nimmt die
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Gemeindevorsteherschaft dÍe gleiche Stellung
ein, die sie als Hilfsorgan der Gemeindever-

samrnlung hat. Ausgenommen von dieser vorbe-
ratung sind nur Beschlilsse des Parlamentes,
dle rein f.ormeller Natur sind (2.8. Einbe-
rufung der Sftzung, Geschäftsordnung usw.)

sowÍe jene Beschlüsse, die sich auf die Ober-

aufslcht der Gemeindeverwaltung beziehen.
Die vorberatung durch dlc 6cmcÍndcvorsteher-
schaft schliesst dagegen nicht aus, dass das

Gemelndeparlament das GeschäfL bzw. den An-

trag oder das Gutachten der Vorsteherschaft
noch der Prüfung bzw. Vorberalung durch die
Geschäftsprüfungs- oder eine SpezialkommÍs-

sion des Parlamentes unterwlrft.

Die Vorberatungspflicht macht die Gemeinde-

vorsteherschaft zur zentralen Behörde' zum

Mlttelpunkt der Gemeindeorganisation.

Mít der Einführung der Gemelndeorganisation
mit Parlament wird das Aufsichtsrecht über
die Exekutlve von der Gemeindeversammlung an

den Grossen Gemeinderat tibertragen. Es liegt
in der Natur des Parlaments, dass es dlese
sogenannte VerwaltungsaufsÍcht elngehender be-

trèlben kann, als dies der Gemeindeversarnm-

lung möglich war, selbst wenn man berück-
sichtigt, dass letztere von der Rechnungs-

prüfungskoÍìmission unterstützt wurde. Díe

verstärkte Aufsicht manlfestiert sich auch

Ín der de¡n Gemeinderat nunmehr auferlegten
Pflicht, dem Parlament jährlich einen Ge-
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schäftsbericht über die Tätigkelt der gesamten

Gemeindeverwaltung zur Genehmigungi vorzulegen.

3. Die Stellunq der Schule und der Schulpflecre

Bel Einführung der Gemeindeorganisation mit
Grossem Gemeinderat muss gemäss zwingender
Vorschrift des Gemeindegesetzes die Schulge-
meinde mit der Poll-tlschen cemeinde ver-
schmolzen werden.

Die Schulqemeinde verschwindet damit afs
selbständige öffentliche Institution, und

die Schulpflege kann nicht mehr die Exekuti-
ve. einer eigenen Gemeinde mit direktem An-

tragsrecht an dÍe Gemeindeversammlung sein.

Die Schulpflege wird zu einer KommissÍon des

Kl-einen Gerneinderates; imrnerhÍn zu einer Kom-

mission mit selbständigen Verwaltungsbefug-
nissen.

Díe neue Stellung und Organisation der Schul-
pffege lässt sich wie folgt zusammenfassen:

a) Sie btldet eine Kommission des Kleinen ce-
meinderates.

b) Ein Mitglied des KleÍnen Gemeinderates ge-
hört ihr von Amtes rregen an. Die Gemeinde-
ordnung kann bestimmen, dass der Vertreter
des kleinen Gemeinderates Präsident der
Schulpflege ist.

q) Die Anträge der Schulpflege gehen vorerst
an den Kleinen Gemeinderat., welcher sie nit
seinem Antrag an den Grossen Gemeinderat
weíterleitet.
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Die eigentlichen Befugnisse der Schulpflege
- die Leitung und Beaufsichtigung des Schul-
$resens und der Verkehr mft den Oberbehör-
den - blelben jedoch unverändert. Auch der
Name "Schulpflege" bleibt besteben. Es wlrd
Sache der Gemeindeordnung sein, der Schul-
pflege weitgehende administrative Freiheit
und mögllchst viele Kompetenzen einzuräu¡nen,
60 vor allem:

a) Såímtliche bisherigen Wahlbefugnisse, n¿im-
lich ftir

- den Vizepräsidenten
- den Schulgutsverwalter und dessen SteLl-

vertreter
- den Àktuar und dessen Stellvertreter
- die Arbeits- und Haushaltungslehrerinnen
- die Kinilergärtnerinnen
- dle Schulabwarte und übrigen Angestellten

der Schule

- die Frauenkommission

- ilie Kindergartenkonmisslon usw.

b) Sti¡ntllche tibrigen Befugnisse, wie

- Aufsicht über dfe Schule

- Erlass einer Schulordnung

- Errichtung und Aufhebung von Lehrstellen;
- Anstellung und Entlassung von Personal
- Àufstellung von Lehrplänen für den frei-

wl11lgen Unterricht
- Festsetzung der Besoldungen des Personals

und der freiwlllfgen Ge¡neindezulage für
die Lehrerschaft

- Projektierung und Bau von Scbulanlagen
und Kindergärten;
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- Aufsicht und Unterhalt der Schulliegen-
schaften;

- Erlass von Vorschriften ftir d1e Be-
nützung von Schullokalftäten

- Angemessene Kreditkompetehzen.

Dle Schulpflege behåilt somit gegenüber Eltern,
tebrern und Schülern ihre Stellung und Bedeu-

tung. Dass sie dem Stimmbürger gegenüber hrei-
terhin direkt ftir ilie ein¡¡andfreie Leitung des

Schul¡¡esens verantv¡ortlich ist, ergibt sich
aus der Tat.sache, dass die Wahl threr Mi
der durch das Volk bestehen bleibt.

Im übrigen sind auch die nachstehenden Tat-
sachen zu beachten:

- Die Mitglieder der Schulpflege haben das

Recht, an den Sitzungen des Grossen Ge-

melnderates bei Beratung von Schulangele-
genhê

l-en.

iten tellzunehmen und Antr¿ige zu stel-

- Die Mit,glieder der Schulpflege sind glelch-
zeltfg als Mitglleder des crossen Gemeinde-

rates wählbar.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass für
Eltern und Lehrer dle beschriebenen organlsa-
torischen Aenderungen keine merklichen Àus-
vrlrkungen haben.
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4. Die SteIlung der Rechnungsprüfungskommission
und der Geschäftsprüfunqskommissíon

Der Klarheit halber nehmen die ersten bei-
den AbschnÍtte nochmals auf die gegenwärtige
Gemeindeorganisation bezug :

Tn der Organisation mít Gemeindeversammlung

bilclet die Rechnungsprüfungskommlssion eine
selbständige cemeindebehörde. Im cegensatz
zu den übrigen Gemeindebehörden, ist sie in-
dessen kein Vollzugsorgan. Sie besitzt keine
selbständigen Verwaltungs- und Entscheidungs-
befugnisse v¡ie die Gemeindevorsteherschaft
oder die Spezialkommissl-onen. Der Rechnungs-
prüfungskommission fäIIt vieLmehr die Rolte
eines Koll-egiums von Vertrauensmännern der
StÍmmberechti-gten zu, d.as im Sinne eines
Hi.lfsorgans der Gemeindeversanmlung durch
die Vornahme bestlfimter Kontrollen und durch
die Begutachtung von gewissen Geschäften die
StÍmmberechtigten zu beraten und deren Be-
schlussfassung vorzubereiten hat.

Die Rechnungsprüfungskommission erfü1]t ihre
Aufgabe, indem sLe die Voranschläge, die Aus-
gabenbeschltisse und die Jahresrechnungen vor
der Beschlussfassung durch die Gemeindever-
sammlunq auf ihre Richtigkeit und Gesetzmåis-
sigkeit überprüft. Sie hat somit eine dop-
pelte Funktlon; einerseits kontrolliert sie
clte Tätígkeit der Finanzverwaltung und an-
dererseits begutachtet sle die Anträge des
Gemeinderates mit finanzieller Auswlrkung zu-
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handen der Gerneindeversammlung.

In der Orq anisation mit Gemeindeparlament

erhält dj.e Rechnungsprüfungskommj-ssion eine
andere Stellung: Sie ist fortan nicht mehr

eine selbständige Gemeindebehörde, sondern

ein Ausschuss des Grossen Gemeinderates, so-
mit eine ständige parlamentarische Kommission,

welche ausschliesslich aus Mitgliedern des

Grossen Gemeinderates besteht. und von dÍe-
sem gewählt wird.

Die Aufgaben der Rechnungsprüfungskommission

bleiben sich grundsätzlich gleich: Prüfung
der Voranschläge, der Ausgabenbeschlüsse und

der Jahresrechnungen. Die Begutachtung er-
folgt nunmehr sinngemäss zuhanden des Grossen

Gemeinderates.

Neben der F.echnungsprüfungskommission kann

der Grosse Gemeinderat, ebenfalls aus sei-
ner Mitte, eine GeschäfÈsprüfungskommission

bestellen. Von der Bildung einer derartigen
zweiten Kommission kann jedoch abgesehen wer-
den; f-n diesem FaIl werden die Aufgaben der
Geschäftsprüfungskommission an die Rechnungs-

prüfungskommission übertragen.

Der Geschäftsprüfungskommission obliegt die
Pflicht, den jährlich vom Kleinen Gemelnderat

zu erstellenden Geschäftsbericht über die ge-

sante Tätigkeit der Gemeindeverwaltung zu prü-
fen und dem Grossen Gemeinderat darüber Ant.rag

zu stel1en.
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Dle Geschäftsprüfungskommission kann ausser-
dem beauftragt werden, säntliche Anträge des
Kleinen ce¡neinderât,es g@ finanzielle Aus-
wirkung zuhanden des Grossen Gemeinderates
zu begutachten. Da die Rechnungsprüfungskom-
missJ.on, wie oben err¡ähnt, die Pfllcht hat,
såimtliche Anträge mit finanzieller Auswir-
kung zu prüfen, wlrd durch obige Erweiterung
des Kompetenzberelchs der ceschäft,sprlifungs-
kommission erreicht, dass kein Geschäft ohne
besondere Vorprilfung an den Grossen Gemein-
derat gelangt.

Trotzdem steht es dem Grossen Gemeinderat
frei, jederzeit Spezialkommission oder Ex-
perten mit einmallgen Aufträgen einzusetzen.
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E Schlussfo lgerungen

V'Iie einleitend dargelegt, empfiehlt die Kom-

mission dem Gemeinderat grundsätzlich die Ein-
führung des Grossen Gemelnderates.

Die Mehrheit der StudienkommÍssion ersucht den

Gemeinderat, die geeigneten Schritte in die Í{e-

ge zu leiten, damit auf Beginn der AmtsPeriode

L974/78 in Opfikon dÍe Ausserordentliche Ge-

meindeorganisatlon mit Grossem Gemelnderat ein-
geführt werden kann.

Die MÍnderheit der Kommission beantragt die Ein-
führung des Gemeindeparlamentes auf Beginn der
Amtsperiode L978/82.

Es ist schwer zu bestinnen, von welcher Gemein-

degrösse an sich die Einführung des parlarnenta-
rlschen Systems aufdrängt. Nachdem unsere Gemein-

de schon 1968 statistlsch zur Stadt geworden ist
(1o OOO Einwohner) und in der AmtsperLode 1974/78

wohl tiber 15 OOO Einwohner zählen wird, scheint
der Kornmission, dass der Schrj-tt von der Versamm-

lungsdernokratie zur repräsentativen Demokratle

bald getan werden sollte. Es ist auch zu bedenken,

dass sich das neue System leichter einspielt, so-

Iange die Verhältnisse noch einigermassen über-
blickbar sind.

Die Studienkomml-ssl-on hat insbesondere die Beden-

ken einiger ihrer Mitglieder, demokratische Grund-

rechte im Tausch gegen mehr indirekte Rechte wegzu-
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geben, ernsÈhaft err¡rogen. Die vorhandenen un-
bestreitbaren Vortelle der bisherigen Ordnung

sind in unserem Bericht denn auch ausflihrlich
gewürdigt worden. Schliesslich einigten wir
uns aber doch im Sinne unserer Empfehlung, in
der Meinung, dass unsere demokratische Ordnung

zurecht verschiedene Varianlen offen Iässt und
dass das Funktionieren unseres Gemeínwesens

schliesslich nicht allein vom SysLenì, sor'¡dern
auch entscheldend von den beteiligten Menschen

abhängt. Dabei ist dle optimale Funktionsfähig-
keit nÍcht als Selbstzweck, sondern aIs Voraus-
setzung elgentlich demokratischer Poll-tik anzu-
streben.

Opf J-kon, den 19. ,Januar 1972

Studienkommission zur Ueberprüfung der Gemeinde-
organisation

Der Präsident:
Dr. Th. Ulrlch

Der Aktuar:
R. Appenzeller
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Vêrne hmlas sttñdsvê rfahren bel Behörden und Parteien

Aufgrund des Berichtes der Studienkonmission führte der Gemeinde-
rat bei den Behörden und Parteien das Vernehmlassungsverfahren durclr.

Dle Stell der Behörden

Die zur Vernehmlassunq eingeladenen Gemefndebehörden (Schul-

pflege, Arnenpflege, Vormundschaftsbehörde, Gesundheitsbehör-

de, Betrlebskommisslon der GemeLndewerkef Rechnungsprüfungs-

ko¡nmlsslon) beftirworten die Einführung des Grossen Gemeinde-

rates
- auf die Àmtsdauer L974/78 ln drei Fåillen

- auf dle Àmtsdauer 1978/82 ln zwei Fällen
- ohne Antrag für zeitlfche Einführung ln elnem Fall.

Dle Stell der Parteien

Drei der angefragten Partelen äusserten slch für die Einffih-
rung des Grossen Gemeinderates auf Beginn der Amtsdauer

L974/78, vler Parteien beftlrworten dle Aenderung erst auf
Beglnn der Àmtsdauer L978/82.

2 Welche Konsequenzen hat dle Elnfilhrung des Grossen Gemeinde-

rates?

Für den Sti¡n¡nbürqer und die Parteien

Die Gesamtheit der Stimmberechtlgten bleibt nach wie vor
oberstes Organ der Gemeinde. Da sle ihre Rechte nur noch

durch dfe Urne austiben kann, hat sle jeiloch keine Möglich-
keit mehr, laufend gestalterlsch auf dLe Gemelndegeschäfte

einzuwirken. Sle hat keine Mögllchkelt ¡nehr' die ihr unter-
breiteten vorlageh durch' Aenderungs- oder Ergåinzungsanträge

cllrekt zu beeinflussen, wJ.e dies in der Gemefndeversamrnlunq
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der Fall ist. Sle kann die Vorlagen lediglich annehmen oder
verwerfen. Besonders benachtelÌlgt ist der Stimmberechtigte,
der nicht einer ParteÍ angehört, da er nlcht mehr auf eine
so eingehende Informatlon zåihlen kann wie in der Gemelnde-
versammlung. Die Vorlagen werden thrn nlcht ¡nehr nlindllch er-
läutert, sondern er ist alleLn auf die schriftllchen Berichte
und Antråige angetriesen. Seln Recht beschråinkt sich auf Zu-
stimnung oder Ablehnung zu den Sachvorlagen und darauf, die
lhm genehmen Vertreter dcs Gomeinderates und der Legislativc
(Grosser cemelnderat) zu wählen. Durch das obllgatorische und
fakultatlve Referendum bleibt ihn l¡nmerhl"n eLn erhebliches
Mltspracherecht gewahrt. Es lst aber nleht zu verkennen, dass
durch dLe Ausserordentllche Gemelndeorganisation mit Gemelnde-
parlament die Mögllchkeiten des Bilrgers, direkt am GemeLnde-
geschehen mltzuvrfrken, elngeschränkt werden. Je nach dem per-
sönlichen Standpunkt ilber dfe polltische MttbeteiLigung am

Gemelndegeschehen kann die dadurch bewirkte Entlastung des
Stlrunbtirgers (keln Gemeindeversarnmlungsbesuch, Abstlmmung nur
tlber dle wlcht,lgsten Geschäfte) fndessen auch als Vorteil be-
trachtet werden.

Ohne Zweifel erfährt die Bedeutung der Parteien durch dle Eln-
ftlhrung des Gemeindeparlamentes elne erhebtiche Aufwertunq.
Diese hat Jeitoch die Uebernahme bedeutender Pflichten zur Folge
und muss durch Mehrlelstungen erkauft werden:

- Dle Partefen müssen viel stärker als blsher die Information
threr Mitglleder pflegen.

- Damft eln nögllchst grosser leil der Stl¡nmberechtigten er-
fasst wlrd, muss es das Bestreben jeder partei sein, lhren
Mltgllederbestand zu erhðhen.
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- Die Àufgabe zur Rekrutlerung der Behördeni-tglleder für dle
Exekutlve, die speziellen VerwaltungskomrnLssionenr dle Aus-

schüsse sowle der vertEeter in das Parlament stellt an alle
polftlschen Parteien erheblfche Ànforderungen.

- Dle Vorbereltung der Mitglleder für die Mitarbelt ln Parla-
ment, ExekutLve und welteren Behörden muss verstärkt werdent

da¡nit das parlamentarlsche System und dle ganze Gemeinde-

organlsation wirkungsvoll funktlonlert.

Filr die Behör¿leg

Grundsätzl1ch blelbt der Àufgaben- und Kompetenzenbereich des

cemelnderates bei der EJ.nftihrung des Parlamentes im $resentllchen
unverändert. Verloren geht jeiloch dle dllrekte Konfrontatlon
zwlschen Btlrger und Exekutlvbehörde, da die Gemelndeversammlung

wegfä1It.

ELne wesentllche Elnschränkung ihrer SteLlung muss dle Schul-
pflege in Kauf nehrnen. S1e lst nlcht mehr Gemeindevorsteher-
schaft, sondern eine KommissLon mit eigenen Verwaltungsbefug-
nfssen wle Vormundschaftsbehörde, Armenpflege, Gesundheitsbe-
hörder. Konmlsslon der Gemeindewerke. Dlesen Komml-ssionen gehört
von Amtes wegen ein lt{ltgllect des Gemeinderates an, das wenn

imner nögl1ch PråsLdent seln sollte, damlt dle optLmale Zusarn-

menarbelt gewährlelstet, dle Information und Koordination
sichergestellt ist und zwlschenbehörclllche Frlktlonen nlcht
eintreten. Die Anträge der Schulpflege, die ihre Kompetenz

ilbersteLgen, gehen bet der parlamentarlschen Organfsatlon vor-
erst an den Gemelnderat, der sie mlt selnem Antrag an den

Grossen Gerneinderat welterleitet. Dle reln fachllchen Kompeten-

zen der Kommlsslonen mlt eigenen Vervraltungsbefugnissen erfah-
ren jedoch im Rahmen der filr sie zu schaffenden GeschäftsregJ.e-

mente keine wesentllche Àenderungen.
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Àrn stårksten betroffen i{ird die Rechnungsprtlfunqrskommission.
Durch die Einführung des Grossen GemeÍnderates wird ilie bis-
her durch das Volk gewählte Rechnungsprüfungskommission nicht
mehr bestellt. Sie wird durch el-ne parlarnentarische Rechnungs-
prüfungskommisslon oder Geschäftsprüfungskommission ersetzt,
dle nur aus Mitglledern des Grossen Gemeinderates besteht
und von diesem gewåihlt wlrd.

Für dle Vervraltungsorqanisat.ion

PersoneIl

Dle städtlsche Gemeindeorganisatlon funktioniert nLcht, vrenn

die bisherlge VerwaltungsorganJ.satlon beibehalten wird. Es lst
eine umfassende Behörden- und Verwal"tungsreform durchzuftihren,
wobei eine viel stärkere Aufgabengliederung und Àrbeitsteilung
als blsher nötig vrlrd. Die SchulVerwaltung führt keln Eigen-
leben mehr, sle lst ln der Gemefndeverwaltung zu J.ntegr!-eren.
Der Stellenplan Íst neben den Ànforderungen, dle sich aus dem

Bevölkerungszuwachs ergeben, insbesondere der kompllzlerteten
Gesamtorganisation und den damlt einhergehenden verwaltungs-
mässig gesteigerten Anforderungen anzupassen (2.8. Finanzsekre-
tär, GemelndeJ-ngenieur, Hochbauinspektor, Substltuten, Sekretåir
des Grossen GemeLnderates ust¡r.). Ftir die neu zu schaffenden
Beamtungen - die bei Elnführung des Grossen GemeLnderates früher
erforderlich slnd, als dies infolge der Bevölkerungsent!úicklung
und der allgemein gestiegenen Ansprtiche an die Verwaltung sonst
nötlg w¿ire - sor,¡ie filr deren Hllfpersonat sind dle Arbeits-
plätze und Nebenråume zu schaffen.

Räunlich

Das lm Jahr l-959 bezogene Gemeindehaus, dessen Planung auf die
Ordentliche Gemeindeorqanlsatlon ausgerichtet \^rar, muss rascher
als vorgesehen erweitert werden.
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Filr das Parlament muss ein sitzungsraum bereitgesterlt werden,
der nlcht nur den Ratsmitgrfedern, sondern auch den Besuchern
Platz bletet, da die verhandrungen des Grossen cemeLnderates
öffentllch sind. zudem sorrten kr.elnere Nebenråume für Be-
sprechungen, elne Terefonanrage und Garderoben vorhanden sein.

F ll

Der Àufwand für dte Ausserordentrlche Gemeindeorganlsation
mLt Parlament wrrd erheblfch grösser seln. Der parlamentarlsche
Betrieb erglbt grosse adminlstrative Aufvrendungen für Dokumen-
tatíon, Informatlon usw.

D1e Entschädlgungen des Gemelndeparlamentes, die Besoldungen
des Personals sowie die Raumkosten verursachen erhebrrche Mehr-
aufwendungen, dle sich heute nicht auch nur annähernd abschätzen
lassen.

Dfe fttr die Gemernde vlel stärker ins cel¡icht farlende Mehrbe-
lastung erglbt sich jedoch aus dem parlamentarischen Betrieb
selbst. Dle Erfahrungen sowohr in Kanton und Bund wie auch in
parlamentarlsch organisierten Gemeinden zelgen, dass dle ent-
stehende Anspruchsinflatfon erne Kostenexprosion, lm Extremfall
sogar ei.ne Erhöhung des Steuerfusses zur Fo1ge hat.

3 Grosser Ge¡nelnderat, Ja oder Nein?

Durch die Einführung des Frauenstrmmrechts hat sich dre zahl
cler Stlm¡nberechtlgten mehr a1s verdoppelt. Sie beträgt heute
mehr als 6r000. Trotzdem kann elne Gemeindeversammlung ordnungs-
gemäss durchgefährt werden, auch wenn einmal eine erheblich
grössere Zahl von Stimmberechtlgten anwesend ist. Dagsgen ritckt
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das Problem eines geelgneten Saales, der bei Gemeindeversaam-

lungenlmExtremfa}laltenfnteressiertenStlm¡nberechtiq¡ten
Platz bietetr Ln den Vordergrund' Ànderseits kann die oft ge-

hörte Aussage, dle Gemeindeversammlung mit ihren oft beschel-

denen Besucherzahlen sei bef der stets anwachsenden zahl von

Stlmmberechtigten nfcht mehr repräsentativ, vom Gemeinderat

nfcht unterstützt werden, wel,l nach seiner Meinung elne Ge-

meindeversa¡nmlung nit 150 bis 200 Stlmmberechtlgten elnen

ebensogutenQuerschnlttdurchdieEevö]-kerungdarstellenkann
wl-e el¡. Par1a¡nent ¡nit 36 oder 40 Mitgliedern'

Lässt der schwache Besuch der Gernelndeversa¡nmlungen einerseits

daraufschllessen,dasssichdieMehrheitderStimmbtirgervon
der Mltarbeit in der Gemelnde entzf-eht, zeigen anderseits die

inletzterzeitelngerelchtenlnltiatÍvengenaudasumgekehrte
Bild. Alte strebten eine Aenderung. der Genelndeordnung an, die

bezwêckte, die Kompetenzen der Exekutlve zu schmälern und der

stlrT¡mbürgerschaft ein vermehrtes Mltspracherecht elnzuräumen.

Gleichzeitig blleb der Behörde der vorwurf nlcht erspart' die

Traktandenllsten der Gemeindeversamrnlungen seien zu umfangreich'

Der - an sich durchaus gangbare und vernünftige - weg' die Be-

hörde ¡nlt vermehrten KomPetenzen auszustatten' um die Gemeinde-

versammlunEundinvcr¡nehrtemMasseauchr]l'eUrnenabstimmung
nur noch nit r¿lchtigen Geschäften zu belasten, scheint ln unse-

rer Gemeinde nicht gev¡ilnscht zu werden '

EineweitereMöglichkeitbestündelmÀusbauderbestehendenGe-
meindeorganisatlon durch das fakuLtative Referendum. AJ-lerdings

könnten die hj.evor erwähnten Probleme nj-cht grundsåitzlich gelöst

werden.

Efn Aus!,reg aus dlesem Dilen¡na ist dle Einfilhrung des Gemeinde-

parlamentes. DLesem kðnnen \4teltgehend die Aufgaben und Kompe-

tenzen der Gemeindeversammlung tibertragen werden. Das Gemeinde-

parlanent bietet dabel folgende vorteilê:
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- Entlastung des stimmbtirgers durch die im proporzverfahren
gewåihlten Volksvertreter i

- Kontlnul-erllche Geschäftsbehandlung durch d1e grundsätzl_ich
glelchble f bende Z usammensetzung i

- Elngehendere und in der Regel sachllchere prilfung der
Geschäfte.

Die Elnführung der Ge¡neindeorganLsation mit Grossem Gemeinde-
rat stellt für die Gemeinde aber eine ausserordentlÍch schwer-
wlegende Aenderung dar. Verschtedene mehr oder wenlger }ieb
gewordene Einrlchtungen mtissen llbêr Bord geworfen werden, um

neuen, den veråinderten Verhättnlssen angepassten, pLaLz ztt
machen. fn diesem Zusammenhang muss i¡nmerhin festgehalten
werden, dass bÍs heute die Versammlungsdemokratie nicht ver-
sagt hat, und dass kelne Gemeindeversammlungsbeschlilsse ge-
fasst wurden, die ntcht im fnteresse der Gesamtheit der Ein-
wohner und der Gemeinde lagen.

Mit den erwähnten Problemen steht dle Gemelnde Opfikon aller-
dlngs nicht allein da. In verschieqenen Gemelnden ähnÌLcher
Grössenordnung (Dtibendorf ,, Btilach, Wall"iseIlen, Schlieren,
Itlåidlenswll) lst daher i-n letzter zeit auch dle parlamentarlsche
Gemeindeorganisatlon eingeführt worden oder l,¡ird die Frage
cler Einftlhrung zur zelt geprllft. Bls zu einer gewissen Einwohner-
zahl funktloniêrt dle Gemelndeversammrung gut und wLrtschaft-
llch. Weist eine Gemeinde mehr als 15r000 Efnwohner auf, was
bel uns ungefähr 1978 iter Falr seLn dürfte, ist dle Einführung
der Gemeindeorganl-sation mit Grossem Gemeinderat sinnvoll, um

dle gestelgerten Ansprüche an die Verwaltung durch sachllchere
und begrilndetere Prttfung der Anträge befriedigen zu können.
Aus dle sên Grllnden beântrâdt der Geme.lnderat den
tlqten, èrotz efnÍqen Bedenken , die Gemeindeorqanl sation mit
Grossem Gemeindê rat einzufilhren-
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4 Auf welchen Zeítpunkt sol} die Àenderung eintreten?

Dle vorstehenden Àusflihrungen haben gezeigt, dass die Eln-'

ftihrung der AusserordenÈllchen Gemelndeorgantsation nicht

nurdarinbesteht'denGrossenGemeinderatanste]"lederGe-
meindeversammlung zu setzen. Es sind umfassende Behörden-

und Verr¡¡altungsreformen erforderlich. Für dle Schaffung el-ner

neuenGemelndeordnungrdleGrundlagefürdasreibungslose
Funktionferen der gesamten organLsatlon bflden muss' ist elne

besondere GemelndeordnungskommLsslon aus vertretern der Be-

hörden, der Parteien und der nicht partelgebundenen Stimmbe-

rechtlgten zu bilden. Deren Arbeit und das anschliessende ver-

nehmlassungsverfahren zur neuen Gemelndeordnung benötigen einen

erheblichen Zel-taufwand.

von vresentlicher Bedeutung lst es., dass auch dle Bilrgerschaft

und die Parteien genügend ZeLt haben, um sich auf die neuen

verhäItnlsse umzustellen, DLe garteien mllssen tler Ausbildung

und Schulung ihrer Kandidaten fitr clie Legislatlvet die Exêkutive

und weiteren Behðrden vermehrte Aufinerksamkeit schenken. Der

Zeitbedarf htefür darf nicht unterschätzt tterdent denn von der

LeÍstungsfählgkeft der Vertreter der InteressengrupPen' welche

lm Parla¡nent rnassgeblich mitzuwlrken haben, wlrd bei der neuen

organisatlon Gedelhen und Entv¡lcklung der Gemelnde in besonderem

Masse abhängen.

Dle Stellungnahmen der studlenkorn¡¡ission, der Behörden und der

Parteiensind'r¡asdenlerminfltrdleElnführungdesGrossen
Gemeinderates anbetrifft, nlcht eindeutfg. Im Bewusstsein der

noch zu lelstenden gewaltlgen Vorarbeíten und im Hinblick darauf,

dass dfe Gemeindeversamml-ung bis jetzt doch noch sehr gut

funktloniert, beantragt der Gemeinderat den stlmmbürgern, dle

I ndeorcanisation
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5 Erlåiuterung zum Abstirunungsverfahren

Der Gemelnderat empfiehlt den Stfmmberechtigten, den Grossen
Gemeinderat auf Beglnn der Amtsdauer l97B/82 etnzuführen.
Er möchte jedoch auch den Befilrwortern einer früheren Aende-
rung celegenhelt geben, ihre Meinung zu vertreten. Aus diesem
Grund wird den StLmmberechtigten zuerst dLe GrundsaLzfrage
über dle Elnführung des Grossen Gemelnderates unterbreltet,
und Lm Ànschluss daran die Àlternativfrage, ob díe Neuorgani-
sation allenfalls auf Beginn der Amtsdauer 1974/7g oder
I978/82 einzuführen seL.

Sofern die Grundsatzfrage von der Mehrheit der Stlmmenden
abgelehnt wlrd, blelbt der blsherlge Zustand (Gemelndever-
sanmlung und Urnenabstimmung) bestehen, dle Alternativfrage
(Frage 2) tst dann unerheblich. Unter der Voraussetzung, dass
clle Hauptfrage (Frage 1) durch dle Stlmmbilrgerschaft bejaht
vtlrd, hat die Aenderung der Gemeindeorganlsati.on auf den
Zeltpunkt 1n Kraft zu treten, der mehr Ja-Stirnmen auf sich
verelnlgt.

Zu erwähnen lst noch, dass bei der Annahme der Vorlage dem

Gemelnderat lm sfnne eÍnes vorenÈscheldes der Àuftrag erteilt
wlrd, eine neue Gemeindeordnung auszuarbelten. Zu dfeser wer-
den sich die Stimmberechtlgten später erneut ålussern können,
und erst mlt der Genehmigung der neuen Gemeindeordnung durch
dle stlnunberechtlgten und den Regi.erungsrat kann dle Neuorgani-
sat10n auf den darauffolgenden Behördewechser ín Kraft treten.
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2

Anträge

a) fnltiatíve wilLi Langhart:

cestützt auf S 50 des GemeÍndegesetzes beantrage ich, der

zíffer 5 cles $ 3 der Gemeindeordnung opfikon nachstehenden

zusatz beizufüq¡en:

Text

". . . . . sowie die BeschÌussfassung über den Beitritt zu Organl-

sationen, die den schutz des Menschen und selner Umwelt zum

ziele haben. r'

Demnach wllrde die neu formullerte ziffer 5 des 5 3 der Ge-

meindeordnung nach Annahme durch die Urnenabstinmung wie folgt
lauten:

"Der Gemeindeversamrnlung steht zu:

5. Der.Abschluss von vereinbarungen mit andern Gemeinden ilber

die gemeinsame Besorgung einzelner Geschäftszweige oder

Schaffung von Zweckverbänden ... sowie die Be schluss fas srrnd

über den Beitritt zu Orqanlsatlonen, dl-e den Schutz des

Menschen seiner Umwelt zum Z haben. "

b) Gemetnderat gemåiss S 50 Abs. 2 des Gerneindegesetzes:

Der Gemeinderat bêantreot den rechti<¡ten die Tnitietlve

von Vüilli t betreffend die Erq¡lnzung r Gemeindeord-

nung abzulehnen.
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welsung

Dle InLtiat,ive und deren Begrtindung

Herr Vlllli Langhart hat de¡n Gemeinderat am 1. Juli I-972 die
vorstehende Inltlative mit folgender Begrilndung eingereicht:

"Ziel der Initiatlve

Ðie Inltlative bezweckt, den Stlmmbilrgerlnnen und Stinmbltrgern
unserer Gemelnde in der Gemelndeversammlung die Kompetenz ein-
zuräumen, slch filr oder gegen den Beltritt zum "Schutzverband
der Bevðlkerung um den Flughafen Zürich" auszusprechen.

Begrtindung

a) Der Schutzverband der Gemelnden rund um den Flughafen Zürich
wurde auf Initiative des Rtimlanger Arztesf Dr. Alois Hu!,rller,
Lm Jahre 1967 gegründet; heute umfasst der Verband 28 Geneln-
den. Die LärmschuÈzverbände der Fl"ughäfen Kloten und Genf
vereinigten sLch in elner Dachorganisatlon und waren zudem

ltitbegrtinder der "Europäischen Vereinfgung gegen die schäd-
lichen Àuswirkungen des Flugverkehrs". Diese Vereinigung
steht v¡iederum in Kontakt mit dem Europarat und einer Sonder-
organisatlon der UNO.

b) Unser Gemeinderat lehnte es leider ab, von sich aus den Bei-
tritt ln den Schutzverband zu erklåiren. Auch entsprach er
elner Petition von tlber 250 Stirnmberechttgten nicht, die ei-
nen Entscheid über dfe Urnenabstlnmung gefordert hatte. Der
Gemel-nderat vertritt dfe Auffassung, es sel rechtllch unzu-
låissig, dle Frage dem Souverän zu unterbreiten, obnohL die
Gemeindeordnung ln S 3 ziffer 19 dem cemeinderat ausdrücklich
das Recht einräumt, gewlsse Geschäfte der Gemelndeversanmlung

zum Entscheld vorzulegen. Er begrtindet sel-ne Haltung nit der
Rechtslage, $¡onach er aufgrund von $ 7 Ztffet 11 a der Gemein-
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deordnung fär jährltch wiederkehrende Àusgaben bfs
Fr. 5rOO0.-- endgtiltlg beschliessen darf. Der Jahresbei-
trag des Schutzverbandes liegt mit ca. Fr. 3'500.-- Lnner-

halb seines Kompetenzberelches.

c) Es ist bedauerllch, dass der Gemeinderat von Opfikon-Glatt-
brugg einer solchen Vereinlgung fernbleibt, die auch filr
unsere Flughafengemeinde eln aktuelles Anllegien wlrkungsvoll
vertritt und auf dem Prinzip der tlbergemetndlichen Solidari-
t¿it a1s Sprachrohr der Bevölkerung rund um den Flughafen ge-

gen die schädlichen Auswirkungen des Flugverkehrs und ganz

allgemein für elne menschlich tragbare Umwelt kånpft (2.8.

Nachtruhe). Im zusanmenschluss aller am Flughafen beteiligten
Gemelndên könnte der Schutzverband ver¡nehrt auch regional-
planerlsche ziele verwirkllchen (Auszonung, Bauverbote' U¡n-

siedlung etc.).

d) Um den Stimmbtirgerinnen und Stlnmbilrgern elnen demokratlschen

Entscheid ftir oder gegen elnen Beltritt in den Schutzverband

zu ermögllchen, bJ-eibt mir nur der Umlreg tiber dle beantragte
Abänderung der Gemelndeordnung. Ich hoffe, dass dle Bevölke-

rung die Bemühungen für einen aktiven Um!"ettschutz mLt der

Ànnahme dieser Inltlative untersttltzen wLrd.

ui! vorztiglicher Hochachtung

lrlJ.llÍ Langhartn

Bericht des ceme inderates zur Init,lative

Der fnitiant erklärt, dass er dfe Àenderung der Gemeindeordnung
verlangt, um über den Beltritt zum Sehutzverband der Bevölkerung
um den Flughafen Zärich dte Stlmmbitrgerlnnen und Stlm¡nbürger ent-
scheiden zu lassen.
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Bis jetzt lag der Entscheid ilber den Beitrltt zum schutzverband
fn der Kompetenz des Gemeinderates. Der Gemeinderat hat auf
einen Beitritt verzlchtet, weil er feststellte, dass dte im
Zusammenhang mlt detn Flughafen stehenden probleme besser in
einem partnerschaftlichen VerhäItnis ge1öst werden können. Er
darf darauf hlnweisen, dass er ¡nit dleser Methode für die Ge-
melnde vlel erreicht hat. So kÖnnten nlcht nur dle Starts über
unser Gemefndegebiet vermlndert, sondern auch elne wesentlich
gtinstigere Linienführung für die neue Flughafenexpressstrasse
errelcht werden. Ferner sLnd verhandlungen mit dem Amt ftir Luft-
verkehr betreffend Lockerung der Bauhöhenbeschränkungen irn Ge-
bíet der Flughofstrasse im cange.

Der Flughafen ist auf zugeständnlsse durch dle GemeLnde opfikon
angewiesen. Dadurch, und da die Gemeinde bis jetzt dern Schutz-
verband nicht angehörte, ergab sich filr die Behörde eine sehr
gute verhandlungspositlon. Bei elnem BeLtritt zun schutzverband
wlrd diese VerhandlungsposÍtlon erhebl-lch geschwächt: Dl-e Gemeinde
ist dann für die Instanzen, dle slch mlt dem Flughafen und dem

Luftverkehr im allgemeinen befassen, nLcht mehr ein besonderer
Partnerr sondern elnfach ein weÍteres Mitgrled des schutzverbandes.
Dle Abmachungen zwischen Reglerung und Gemeinde, die der Gemeinde
doch wesentllche vortelle brachten, wären bei elnem Beitritt zum

Schutzverband gefährdet.

BeL der heute bekannten sachlage ist der Gemeínderat nach wle vor
der Auffassung, dass es für die Gemefnde vorteilhaft J.st, nicht
dem schutzverband anzugehðren. sollte slch die sltuation später
ändern, hat der Gemeinderat immer noch dle Möglichkelt, den Bel-
tritt zu erklären.

Laut Begründung zur Initiative geht es nur um den Beitritt zum

Schutzverband. Sollte dle Initlative jedoch angenornmen werden,
dann hätte sie noch eine weitère unliebsame Konsequenz: Dle Ge-

5l



P. P. Glattbrugg

meindeversammlung müsste sich 1n zukunft tlber den Beitrltt zu

jeder noch so kLeinen organisatlon, dle sich in irgend einer
welse mit Menschen- oder UmweLtschutz befasst, aussprechent

selbst wenn der zu lelstende JahresbeLtrag nur elnige Franken

ausmachen würde. Eine zus¿itzliche Belastung der Gerneindever-

sarnmlung mit derart unbedeutenden Geschäfterf'widersprfcht aber

elndeutlg dern Grundgedanken der GevraLtentrennung, aber auch

allen Ratlonalislerungsbestrebungen t

Der Geme den ti lative

wil1i abzulehnen
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